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„Wirmüssenweg vomNanny-Staat“
Finanzminister. Der Staat könne nicht alles ausgleichen, sagt ÖVP-Minister Magnus Brunner.

Dass der Bund die Länderabgabe des ORF zahlt, kann er sich „schwer vorstellen“

VON JOHANNA HAGER

Dem anhaltenden Ruf nach
einem „Deckel auf fast eh al-
les“ kann der ÖVP-Finanzmi-
nister nichts abgewinnen. Er
befeuere die Teuerung nach-
gerade – derzeit liegt Öster-
reich mit einer Inflationsrate
von mehr als 11 Prozent im
europäischen Spitzenfeld –
und sei à la longue nicht
leistbar, sagt Magnus Brun-
ner bei einer Diskussionsver-
anstaltung der Agentur C³
von Thomas Prantner.

Zudem werde bei der ste-
ten Forderung nach einem
Preis-Deckel oder einer Kos-
ten-Bremse für Energie, Mie-
ten oder Lebensmittel oft
außer Acht gelassen, dass
diese schlussendlich immer
die Steuerzahler finanzieren.
Der Staat könne nicht gleich
einem Kindermädchen für
alle Bürger und alles auf-
kommen. „Wir müssen vom
Nanny-Staat wegkommen“,
resümiert Brunner nach drei
Jahren Corona-Krise und
einem Jahr Ukraine-Krieg.

Was in der öffentlichen
Debatte gerne übersehen
werde, so Brunner, das seien
die Handlungsspielräume
der Nationalstaaten in der
EU, denn diese werden von
der Europäischen Zentral-
bank (EZB) vorgegeben. Die

EZB und deren Präsidentin,
Christine Lagarde, hätten die
Zinsen zu spät und unzurei-
chend („too late, too little“)
an die Wirtschaftsentwick-
lung angepasst, sprich er-
höht. Bis 2026 werden sich
die Zinszahlungen zur Schul-
denfinanzierung des Staates

verdoppeln, rechnet der Fi-
nanzminister vor.

Die insbesondere von
SPÖ und FPÖ geforderte
Senkung der Mehrwert-
steuer auf Lebensmittel, um
die Teuerung abzufedern, er-
achtet der ÖVP-Minister wei-
terhin als nicht treffsicher.

Sie entspreche viel mehr
dem „klassischen Gießkan-
nen-Prinzip“ und komme
auch jenen zugute, die gut
durch die Krise kommen und
sie erreiche – wie man an
Ländern wie Spanien sehe –
überdies nicht immer die
Endkunden.

Den Energiekostenzu-
schuss II (EKZ II) für Unter-
nehmen, der vom Fiskalrat
wegen mangelnder Treffsi-
cherheit und möglicher Über-
forderung kritisiert wird, ver-
teidigt der Finanzminister.
Der EKZ II sei großzügiger
ausgestaltet als ähnliche
Staatshilfen wie beispielswei-
se in Deutschland – und be-
treffend Förderkriterien kom-
plizierter als der EKZ I. Letzte-
rer, das sei das Erfreuliche, sei
nicht zur Gänze von der Wirt-
schaft abgerufen worden. Von
1,3 Milliarden Euro sind von
den Betrieben „nur“ 400 Mil-
lionen Euro abgerufen wor-
den. Ein Indiz dafür, dass hei-
mische Unternehmen es auch
ohne staatliche Unterstüt-
zung schaffen können.

Betreffend der künftigen
ORF-Finanzierung hält sich
Magnus Brunner bedeckt.
Dass die geplante Haushalts-
abgabe künftig ohne Länder-
abgabe eingehoben werden
soll – und für die Länderab-
gabe der Bund aufkommen
wird, das kann sich der Fi-
nanzminister auf Nachfrage
„schwer vorstellen“. Obwohl
das ein Wunsch des Bundes-
kanzleramtes gewesen sein
soll. Ein diese Woche geplan-
tes Gespräch mit ORF-Gene-
raldirektor Roland Weiß-
mannwurde abgesagt.

Verkehrswende. Das Wort Kli-
makrise wurde nicht ausge-
sprochen, dafür aber deftige
Attacken auf Klimaministerin
Leonore Gewessler: Der FPÖ-
Verkehrssprecher Christian
Hafenecker lud am Mittwoch
zu einer gemeinsamen PKmit
dem Verkehrssprecher der
AfD im Bundestag Dirk Spa-
niel. Die beiden Politiker se-
hen den Plan umdas geplante
europäische Verbrenner-Aus
für Neuzulassungen ab 2035
als „Anschlag auf die europäi-
sche Autoindustrie“. „Wir ha-
ben mit Gewessler eine Auto-
Hasserin, die eine ökomarxis-
tische Strategie“ fahre.
Hafenecker verstehe nicht,
warum die ÖVP Gewessler
„tun lässt, was siemöchte“.

Beide Politiker, Spaniel
und Hafenecker, fürchten,
dass die europäische Auto-
industrie bald abwandern
werde und meinten, für die
Umstellung auf batterie-
elektrische Fahrzeuge wäre
nicht genug Strom vorhan-
den. Stattdessen solle man
auf E-Fuels setzen, die klima-
neutral seien und in norma-
len Pkw eingesetzt werden
können. Nicht erwähnt wur-
de, dass E-Fuels hohe Wir-
kungsverluste haben, von der
eingesetzten Energie bleiben
nur 15 Prozent übrig, bei
E-Autos sind es laut ADAC bis
zu 80 Prozent.

FPÖ warnt
gemeinsam mit
AfD-Partei vor
Verbrenner-Aus

Magnus Brunner hält Senkung der Mehrwertsteuer auf Lebensmittel für „klassische Gießkanne“


